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Entwurf eines Gesetzes über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen 


A. Problem 

Die „Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 über 
den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den 
Flughäfen der Gemeinschaft" verpflichtet die Mitgüedstaaten der 
Europäischen Union, erforderüche Maßnahmen für eine Öffnung 
des Marktes der Bodenabfertigungsdienste bis zum 24. Oktober 
1997 zu treffen. Die Richtlinie sieht eine LiberaUsierung der 
Bodenabfertigungsdienste in der Weise vor, daß eine volle Markt- 
öffnung bei den landseitigen und eine (ggf. begrenzten) Markt- 
öffnung bei den luftseitigen Diensten erfolgen sollen. 

Zur Zeit ist die Situation bei den Bodenabfertigungsdiensten auf 
deutschen Flugplätzen unterschiedüch. Landseitig, also beim Zu- 
und Abgang zum und vom Flugplatzgelände mit zugehörigen In- 
frastruktur- und Abfertigungsdienstleistungen, haben sich die 
Flugplätze durchweg geöffnet und den Zugang hberaUsiert. Luft- 
seitig (beschränkte und sicherheitssensible Zugangsbereiche des 
Vorfelds, der Wartung, der Abstellung von Flugzeugen, der RoU- 
wege sowie der Start- und Landebahn) haben sich die Flugplätze 
bislang nur teüweise oder beschränkt geöffnet. Ein wesenflicher 
Grund für diesen „Vorbehalt" ist die in § 45 Luftverkehrszulas- 
sungsordnung getroffene Regelung, die den Flugplatzuntemeh- 
mer verpflichtet, den Flugplatz in betriebssicherem Zustand zu er- 
halten und ordnungsgemäß zu betreiben. 

Im Sinne der Richtlinie ist den Flugplatzuntemehmen im Rahmen 
der ihnen von Rechts wegen zustehenden Privatautonomien auf- 
zugeben, den Markt der Bodenabfertigungsdienste nicht weiter 
als unbedingt erforderhch zu beschränken. Stehen Kapazitäts- 
und Sicherheitsgesichtspunkte einer weiteren Öffnung als bisher 
entgegen, sind Beschränkungs- und Ausnahmemögüchkeiten 
einzuräumen. Dem sozialen Schutz der Beschäftigten und der Er- 
haltung der Selbstfinanzierbarkeit der Flugplatzuntemehmen 
kommt dabei hoher Stellenwert zu. 
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B. Lösung 

Der Gesetzentwurf schafft die rechtiichen Voraussetzungen für 
die Umsetzung der Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 
1996 durch Änderungen im Luftverkehrsgesetz sowie in der Luft- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung. Die Umsetzung selbst erfolgt 
durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Verkehr. 

Mehrheitliche Annahme 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

I. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Der Bund wird durch die Ausführung des Gesetzes nicht mit 
zusätzhchen Kosten belastet. Den Ländern und Gemein- 
den (Gemeindeverbänden) entstehen durch das Gesetz keine 
Kosten. 

II. Vollzugsaufwand 

Den Ländern könnten durch die bei ihnen hegende Zuständig- 
keit für Verwaltungsentscheidungen im Zusammenhang mit 
der Regelung der Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen 
zusätzhche Kosten (Personal- und Sachkosten) entstehen. Die 
Höhe des zusätzhchen Aufwands ist wegen der unterschied- 
hchen Gegebenheiten an den einzelnen Flugplätzen und un- 
terschiedhcher Ansprüche der Nutzer zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht näher abschätzbar. Die Kosten dürften jedoch als nicht 
bedeutsam zu bewerten sein. 


E. Sonstige Kosten 

Durch entsprechende Vorgaben der Richthnie führen Gesetz und 
darauf beruhende Verordnung bei Flugplatzuntemehmen zu er- 
höhtem Sach- und Personalaufwand. Die Höhe dieses zusätzh- 
chen Aufwands kann wegen der unterschiedhchen Gegebenhei- 
ten an den einzelnen Flugplätzen und unterschiedhcher Ansprü- 
che der Nutzer nicht näher abgeschätzt werden, ist aber von den 
Luftfahrtuntemehmen zu tragen. Dem stehen nach Erwartungen 
der Luftfahrtuntemehmen durch den verstärkten Wettbewerb 
deuthch höhere Kosteneinspamngen durch Preissenkungen bei 
Abfertigungsleistungen gegenüber, die den Luftfahrtuntemeh- 
men zugute kommen. Insgesamt könnte das Preisniveau für den 
Kunden von Lufttransportleistungen geringfügig gesenkt wer- 
den. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

- Drucksache 13/7645- mit folgender Maßgabe, ansonsten unver- 
ändert, anzunehmen: 

1 . In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 19 c Abs. 1 Satz 1 LuftVG die Worte 
„mit ständiger ziviler Flugverkehrskontrollstelle" durch die 
Worte „mit gewerblichem Luftverkehr" ersetzt. 

2. In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 19c Abs. 1 Satz 1 LuftVG nach 
dem Wort „Luftfahrtuntemehmen" das Komma und die Worte 
„von diesen beauftragten Dritten" gestrichen. 

3. In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 19 c Abs. 2 Satz 1 LuftVG nach den 
Worten „ der Fracht- und Postabfertigung " ein Komma sowie die 
Worte „soweit dies die konkrete Beförderung von Fracht und 
Post zwischen Flugplatz und Flugzeug bei der Ankunft, beim 
Abflug oder beim Transit betrifft, " eingefügt. 

4. In Artikel 1 Nr. 2 werden in § 19c Abs. 3 Satz 1 LuftVG nach 
dem Wort „Flugplatz" das Komma und die Worte „sowie Grün- 
de der Betriebs- und Verkehrssicherheit" gestrichen. 

5. In Artikel 1 Nr. 3 wird § 31 Abs. 2 Nr. 4 a wie folgt geändert: Nach 
dem Wort „Flugplätzen" werden die Worte „nach § 19c Abs. 1 
und 2" eingefügt und nach dem Wort „erforderlichen" die Worte 
„Maßnahmen und" . Die Angabe „ (§ 19c) " wird gestrichen. 

6. In Artikel 1 Nr. 4 wird § 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 a LuftVG wie folgt 
geändert: 

In Satz 2 werden die Worte „sowie von der Übernahme von Ar- 
beitnehmern" gestrichen. In Satz 3 werden nach dem Wort 
„Regelungen" die Worte „über die Übernahme von Arbeitneh- 
mern" sowie ein Komma eingefügt. 


Bonn, den 4. Juni 1997 


Der Ausschuß für Verkehr 


Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Lothar Ibrügger 


1. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf über 
Bodenabfertigungsdienste auf Flugplätzen - Druck- 
sache 13/7645 - in seiner 175. Sitzung am 15. Mai 1997 
in erster Lesung beraten und zur federführenden Be- 
ratung an den Ausschuß für Verkehr sowie zur Mit- 
beratung an den Innenausschuß, den Rechtsaus- 
schuß, den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung, den Verteidigungsaus- 
schuß und den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat am 4. Juni 1997 einstimmig 
keine verfassungsrechtlichen oder rechtsförmüchen 
Bedenken gegen den Gesetzentwurf erhoben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 59. Sitzung 
am 4. Juni 1997 nüt den Stinunen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge- 
gen die Gruppe der PDS bei Abwesenheit der Mit- 
glieder der Fraktion der F.D.P. empfohlen, den Ge- 
setzentwurf in der Fassung des Änderungsantrags 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. anzu- 
nehmen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner 101. Sitzimg am 4. Juni 1997 mit den Stinunen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stinunen der Fraktion der SPD imd der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN empfohlen, die Vorlage anzunehmen. 

Der Verteidigungsausschuß hat in seiner 58. Sitzung 
am 4. Juni 1997 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Enthaltung der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Abwesenheit 
der Gruppe der PDS empfohlen, den Gesetzentwurf 
imter Berücksichtigung des Änderungsantrags der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. anzu- 
nehmen. Darüber hinaus hat der Verteidigungsaus- 
schuß empfohlen zu prüfen, § 19 c Abs. 1 Satz 2 
LuftVG wie folgt zu fassen: „Bodenabfertigungs- 
dienste in diesem Sinne sind beispielsweise die 
administrative Abfertigung am Boden und deren 
Überwachung, . . . " . 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
4. Juni 1997 mit den Stimmen der Fraktionen CDU/ 
CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
gegen die Stimme der Gruppe der PDS empfohlen, 
der Vorlage zuzustimmen. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung vom 11. Juni 
1997 mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. sowie einer 
Stimme seitens der Fraktion der SPD gegen die Stim- 
men der Fraktion der SPD im übrigen und der Grup- 
pe der PDS empfohlen, den Gesetzentwurf anzimeh- 
men. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
53. Sitzimg vom 4. Juni 1997 beraten und mit den 
Stimmen der Koaiitionsfr^tionen sowie zwei Stim- 
men aus der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


und einer Enthaltung aus dieser Fraktion gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD sowie der Gruppe der 
PDS beschlossen, dem Deutschen Bundestag die An- 
nahme des Gesetzentwurfs - Drucksache 13/7645- 
in der durch den Ausschuß geänderten Fassung zu 
empfehlen. 

II. Zur Begründung der Beschlußempfehlung 
1. Allgemeines 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. legten 
zu dem Gesetzentwurf gemeinsame Änderungsan- 
träge vor. Diese haben als Änderungsvorschläge 
Nummer 1 bis 5 Eingang in die Beschlußempfehlung 
gefunden. Die Änderungsanträge wurden einstimmig 
bei Enthaltung der Gruppe der PDS angenommen. 

Der Änderungsvorschlag zu Nummer 6 der Beschluß- 
empfehlung wurde als Änderungsantrag von den 
Koaiitionsfraktionen eingebracht und bei den Aus- 
schußberatungen kontrovers diskutiert. Der Ände- 
rungsantrag wurde mit den Stimmen der Koaiitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe 
der PDS angenommen. 

Bei der Diskussion des Antrags stellten die Koali- 
tionsfraktionen heraus, daß es bei der Streichung der 
Textpassage „ sowie von der Übernahme von Arbeit- 
nehmern" nicht um die Streichung von Arbeitneh- 
merrechten gehe. Hinsichtlich der Übernahme von 
Arbeitnehmern habe das Bürgerliche Gesetzbuch 
(BGB) in § 613 a die einschlägigen Regelungen vor- 
gesehen. Weiter müsse man bedenken, daß u. U. ein 
zusätzlicher Wettbewerber oder Mitbewerber auf ei- 
nem Flugplatz keine Teile des Unternehmens im 
Sinne des § 613 a BGB übernehme, sondern zusätz- 
hch die gleichen Dienste anbiete. 

Demgegenüber machte die Fraktion der SPD deut- 
lich, daß sie für die Beibehaltung des ursprünghchen 
Textes des Gesetzentwiufs sei. Der Text sei von fun- 
damentaler Bedeutung für die Sicherung von Arbeit- 
nehmerrechten und zur Wahrung der sozialen Belan- 
ge der Arbeitnehmer auf Flughäfen. Das Bundesmi- 
nisterium für Verkehr habe bei den Ausschußbera- 
tungen der Richtlinie betont, daß es der Bundesregie- 
rung wichtig sei, daß die sozialen Belange der Arbeit- 
nehmer gewahrt würden, wenn es zur Übernahme 
von Arbeitnehmern kommen würde. Die von der 
Mehrheit im Ausschuß durchgesetzte Änderung des 
Entwurfs (Nummer 6 der Beschlußempfehlung) führe 
wegen der grundsätzhchen Bedeutung zu einer Ge- 
samtablehnung des Gesetzentwurfs durch die Frak- 
tion der SPD. 

Weiter war bei den Beratungen strittig, ob die Zahl der 
Dienstleister, die zur Erbringung bestimmter Boden- 
abfertigungsdienste befugt sind, auf - wie von der 
Fraktion der SPD vorgeschlagen - zwei zu begrenzen 
sind oder ob - wie im Entwurf vorgesehen - die An- 
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zahl mindestens zwei betragen solle. Die Fraktion der 
SPD stellte hierzu den nachfolgenden Änderungsan- 
trag: 

„In Artikel 1 Nr. 2 wird § 19c Abs. 2 LuftVG wie 
folgt gefaßt: 

„(2) Bei der Gepäckabfertigung, den Vorfeld- 
diensten, den Betankungsdiensten sowie der 
Fracht- und Postabfertigung, soweit dies die kon- 
krete Beförderung von Fracht und Post zwischen 
Flughafen und Flugzeug bei der Ankunft, beim 
Abflug oder beim Transit betrifft, wird die Zahl de- 
rer, die berechtigt sind, diese Bodenabfertigungs- 
dienste für sich zu erbringen, auf zwei festgelegt. 
Das gleiche gilt für die Anzahl derer, die berechtigt 
sind, diese Bodenabfertigungsdienste für andere 
zu erbringen. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 
kann der Unternehmer eines Flugplatzes weiteren 
Unternehmern, die für sich oder andere Bodenab- 
fertigimgsdienste erbringen wollen, diese Mög- 
hchkeit einräumen. " 

Begründung 

Die Regelung in der Fassung des Gesetzentwurfs 
schöpft die Spielräume und Gestaltungsmöghch- 
keiten der Richtlinie nicht aus. 

Mit der Regelung in § 19 c Abs. 2 Satz 1 LuftVG 
soll Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie und mit der Re- 
gelung in § 19c Abs. 2 Satz 2 LuftVG soll Artikel 6 
Abs. 2 der Richtlinie umgesetzt werden. 

Nach Artikel 6 Abs. 2 der Richtlinie können die 
Mitghedstaaten die Zahl der Dienstleister, die zur 
Erbringung bestimmter, abschließend aufgezählter 
Bodenabfertigv^ngsdienste befugt sind, begrenzen. 
Die Mitghedstaaten dürfen die Zahl der Dienstlei- 
ster, die diese vorgenannten Dienste anbieten, „in- 
des nicht auf weniger als zwei je Bodenabferti- 
gungsdienst begrenzen". 

In Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie ist den Mitghed- 
staaten eine inhaltlich gleiche Regelungsmöglich- 
keit für die Selbstabfertigung eingeräumt worden. 

Im Gegensatz zu der sprachhchen Formuherung in 
Artikel 6 Abs, 2 der Richtlinie wird in Artikel 7 
Abs. 2 der Richtlinie ein Vorbehalt für mindestens 
zwei Selbstabfertiger festgelegt. Die Regelungen 
der Richtlinie, und zwar sowohl für die Selbstabfer- 
tigung als auch für die Drittabfertigung fokussie- 
ren damit die Anzahl zwei als die kleinste festzule- 
gende Größe. 

Die vorgeschlagene Änderung setzt die von der 
Richtlinie eingeräumten Möghchkeiten um. Mit 
der definitiven Festlegung auf je zwei Dienstleister 
und zwei Selbstabfertiger als der Ausgangsgröße 
für die in Artikel 6 Abs. 2 und Artikel 7 Abs. 2 der 
Richtlinie genannten Bodenabfertigungsdienste 
werden die von der Richtlinie vorgegebenen Mög- 
hchkeiten ausgeschöpft. 

Die Richtlinie dient der aus der Sicht der EU not- 
wendigen Liberahsierung der Bodenabfertigungs- 
dienste auf den Rughäfen der Gemeinschaft; auch 
bei den Bodenabfertigungsdiensten soU der freie 
Zugang zum Markt gewährleistet sein, soU Wett- 
bewerb stattfinden. Monopolstehungen sohen be- 
seitigt werden; davon ausgenommen sohen nur 
solche Bodenabfertigungsdienste sein, für die aus 


Platz- oder Kapazitätsgründen eine Freistehung 
aufgrund einer Einzelentscheidung nach Artikel 9 
der Richtlinie getroffen wurde. 

Mit der Festlegung auf je zwei Dienstleister imd 
zwei Selbstabfertiger wird der Flugplatzuntemeh- 
mer trotz der für ihn geltenden Privatrechtsautono- 
nüe verpflichtet zuzulassen, daß auch bei den Bo- 
denabfertigungsdiensten, die in Artikel 6 Abs. 2 
und Artikel 7 Abs. 2 inhalthch gleichlautend ge- 
nannt sind und bei denen er bisher aUeiniger An- 
bieter ist, ein weiterer Dienstleister und zwei 
Selbstabfertiger tätig werden. Die Richtlinie sieht 
eine solche auf bestimmte Bodenabfertigungsdien- 
ste festgelegte begrenzte Marktöffnung als ausrei- 
chend an, um auch hier dem Wettbewerbsgedan- 
ken Rechnung zu tragen. 

Mit der Einfügung des Satzteiles „soweit dies die 
Befördenmg von Fracht und Post zvdschen Flug- 
hafen und Flugzeug bei der Ankunft, beim Abflug 
oder beim Transit betrifft," wird der Tatsache 
Rechnung getragen, daß die Richtlinie den Mit- 
ghedstaaten in Artikel 7 Abs. 2 eine Regelungs- 
kompetenz für die Selbstabfertigung, diese be- 
gründungsfrei nur zwei Selbstabfertigem vorzube- 
halten, nur für die konkret definierten Bodenabfer- 
tigungsdienste eingeräumt hat. 

Die definitive Festlegung auf die neue Ausgangs- 
größe zwei bedeutet im Sinne der Richtlinie des- 
halb auch eine Marktöffnung. Um die generehe 
Verpflichtung zur Marktöffnung zu betonen, wird 
mit § 19c Abs. 2 Satz 3 klargesteht, daß der Unter- 
nehmer eines Flugplatzes hn Rahmen seiner Pri- 
vatrechtsautonomie berechtigt ist, weiteren Unter- 
nehmern die Möghchkeit, Bodenabfertigungsdien- 
ste zu erbringen, einzuräiunen. Die Regelung be- 
deutet zugleich, daß der Unternehmer eines Flug- 
platzes verpflichtet ist, die Anzahl der Dienstleister 
und Selbstabfertiger der in Artikel 6 Abs. 2 und 
Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie genannten Bodenab- 
fertigimgsdienste beizubehalten, wenn sie schon 
jetzt die neue Ausgangsgröße zwei übersteigt. 

Nicht nur der Wortlaut der Artikel 6 Abs. 2 und 
Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie läßt eine definitive 
Festlegung auf nur zwei Dienstleister imd nur zwei 
Selbstabfertiger für die dort genannten Dienste 
durch die Mitghedstaaten zu. Auch die übrigen 
Regelungen und Erwägungen der Richtlinie bestä- 
tigen, daß die Richtlinie keine Verpflichtung zu 
einer voUen Marktöffnung für aUe Bodenabferti- 
gungsdienste von Anfang an enthält; die ange- 
strebte Marktöffnung trägt auch Artikel 20 der 
Richtlinie Rechnung; in ihm wird ausdrückhch dar- 
auf hingewiesen, daß bis zum 31. Dezember 2001 
ein Bericht über die Anwendung der Richtlinie mit 
etwaigen Änderungsvorschlägen zu erstehen ist. 
In Erwägungsgnmd Nr. 5 ist darüber hinaus aus- 
drückhch klargesteht worden, daß mit der Öffnung 
des Zugangs zum Markt der Bodenabfertigimgs- 
dienste zur Senkung der Kosten und zur Hebimg 
der Quahtät beigetragen werden soh. Der Eingriff 
in die Privatrechtsautonomie der Flugplatzunter- 
nehmer soh nicht wegen des Wettbewerbsgedan- 
kens an sich erfolgen. Gerade der nicht zu unter- 
schätzende Eingriff in den eingerichteten und aus- 
geübten Gewerbebetrieb gebietet es, den Schutz- 
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gedanken des Artikels 14 Grundgesetz bei der 
Umsetzimg der Richtlinie umfassend zur Geltung 
zu bringen. " 

Der Änderungsantrag der Fraktion der SPD wurde 
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und FD.R gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD bei Enthaltung der Gruppe der 
PDS abgelehnt. 

Die Koalitionsfraktionen führten zur Ablehnung aus, 
daß bereits zum jetzigen Zeitpunkt auf einigen 
Flugplätzen mehr als zwei Anbieter von Bodenab- 
fertigimgsdiensten vorhanden seien. Die von der 
Fraktion der SPD angestrebte Regelung würde hier- 
zu ein Rückschritt bedeuten. Auch die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist dagegen, die Anzahl 
der Wettbewerber auf zwei zu beschränken, sondern 
möchte aus Gründen eines größeren Wettbewerbs 
sowie zur Effizienzsteigerung und Kostensenkung 
den Vorschlag des Entwurfs mit mindestens zwei 
Wettbewerbern beibehalten. 

Einig waren sich jedoch alle Mitglieder des Aus- 
schusses darin, daß die Begründung des Gesetzent- 
wurfs zu § 19 c LuftVG (siehe unter II Zu den einzel- 
nen Rechtsvorschriften, Zu Artikel 1, Zu Nummer 2 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 13/7645) zur 
Vermeidung von Mißverständnissen um den Satz - 
„Die Maßnahmen, die aus Gründen der Betriebs- 
und Verkehrssicherheit ergriffen werden können, 
werden von diesen Regelungen nicht berührt. " - er- 
gänzt werden müsse. Der neueingefügte Satz diene 
der Klarstellung, daß im Rahmen der Öffnung des 
Marktes der Bodenabfertigungsdienste die aus Grün- 
den der Betriebs- und Verkehrssicherheit erforderli- 
chen Maßnahmen getroffen werden könnten. 

2. Zu den einzelnen Vorschriften 

Im folgenden werden nur die vom Ausschuß für Ver- 
kehr beschlossenen Ändenmgen gegenüber der ur- 
sprünglichen Fassung des Gesetzentwurfs erläutert. 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 2 (§ 19 c Abs. 1 Satz 1 LuftVG) 

Die bislang im Gesetzentwurf enthaltene Begren- 
zung ist nach Ansicht der EU-Kommission nicht vom 
Text der Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Okto- 
ber 1996 über den Zugang zum Markt der Bodenab- 
fertigungsdienste auf den Rughäfen der Gemein- 
schaft gedeckt. Die Änderung trägt Artikel 1 Abs. 1 
Satz 1 der Richtlinie (... dem gewerblichen Luftver- 
kehr offenstehenden Flughafen ...) Rechnung. 

Zu Nummer 2 (§ 19 c Abs. 1 Satz 1 LuftVG) 

Die Richtlinie unterscheidet zwischen der Selbstab- 
fertigung, die nur von den Nutzem, d. h. den Luftver- 


kehrsgesellschaften, erbracht werden kann, und der 
Drittabfertigung. Alle Dienste, die nicht als Selbstab- 
fertigimg geleistet werden, gelten als Drittabferti- 
gung. Eine Unterscheidung nach beauftragten Drit- 
ten und sonstigen Anbietern kennt die Richtlinie 
nicht. Eine Notwendigkeit, eine solche Unterschei- 
dung zusätzlich aufzunehmen, ist nicht gegeben. 

Zu Nummer 2 (§ 19 c Abs. 2 Satz 1 LuftVG) 

Mit der Ergänzung wird der Gesetzentwurf dem 
Wortlaut der Richtlinie angepaßt. 

Zu Nummer 2 (§ 19 c Abs. 3 Satz 1 LuftVG) 

Eine Beschränkung der Anzahl der Bodenabfertiger 
aus Gründen der Betriebs- und Verkehrssicherheit ist 
in Artikel 9 der Richtlinie, der durch § 19 c Abs. 3 
Satz 1 LuftVG umgesetzt wird, nicht ausdrückhch er- 
wähnt. In der Begründung zu § 19 c LuftVG soll aber 
darauf hingewiesen werden, daß die Maßnahmen, 
die aus Gründen der Betriebs- und Verkehrssicher- 
heit ergriffen werden können, von diesen Regelim- 
gen nicht .berührt werden. 

Zu Nummer 3 (§ 31 Abs. 2 Nr. 4 a LuftVG)" 

Die Regelimg in der Fassung des Gesetzentwurfs 
überträgt den Ländern alle Vollzugsaufgaben aus 
der Umsetzung der Richtlinie, ohne auf sachhche 
Entscheidungszusammenhänge einzugehen. 

Die vorgesehene Ändemng zielt darauf hin, bei der 
Regelung über die Zuständigkeit für Maßnahmen 
und Entscheidungen im Zusanunenhang mit den Bo- 
denabfertigungsdiensten nicht nur die Ortsbezogen- 
heit, sondern auch die sachlichen Entscheidungszu- 
sammenhänge in angemessener Weise zu berück- 
sichtigen. Schon jetzt imterliegen Verkehrsflughäfen 
der Rughafenkoordiniemng - im derzeit geltenden 
§ 27 a LuftVG wird noch von Rugplankoordiniemng 
gesprochen -, die vom Bundesministerium für Ver- 
kehr bestimmt wird. Mit der Flughafenkoordiniemng 
wird ein wesentliches Kapazitätsmerkmal vorgege- 
ben und damit auf die gescimten Betriebsabläufe Ein- 
fluß genommen. 

Darüber hinaus haben die Mitgliedstaaten nach 
Artikel 9 Abs. 3 der Richtlinie der Kommission die ge- 
währten Freistellungen zu melden. Auch hierfür ist 
die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Ver- 
kehr vorgesehen. 

Zu Nummer 4 (§ 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 a LuftVG) 

Nach Auffassung der EU-Kommission ist die im Ge- 
setzentwurf bislang enthaltene Regelung zu weitge- 
hend und nicht vom Richtlinientext gedeckt. Ande- 
rerseits räumt Artikel 18 der Richtlinie den Mitglied- 
staaten das Recht ein, alle notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen, um den Schutz der Arbeitnehmer si- 
cherzustellen. Dem trägt die Neufassung Rechnung. 


Bonn, den 4. Juni 1997 


Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 
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